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des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Euro 
(Euro-Einführungsgesetz - EuroEG) 


Bericht der Abgeordneten Wilfried Seibel, Dr. Woifgang Weng (Gerlingen), Karl Diller 
und Oswald Metzger 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt - ergänzend 
zu den bereits durch das europäische Gemeinschafts- 
recht vorgegebenen Regelungen - in der Bundes- 
republik Deutschland die rechtlichen Voraussetzun- 
gen für eine reibungslose Einführung des Euro am 
1. Januar 1999 zu schaffen. 

Der Gesetzentwurf sieht aufgrund des Wegfalls des 
Diskontsatzes der Deutschen Bundesbank imd ande- 
rer Leitzinsen mit Beginn der Währungsunion eine 
Regelung für die Rechtsvorschriften, Rechtsgeschäfte 
und Vollstreckungstitel vor, die auf diese Zinssätze 
Bezug nehmen. Daneben sollen das Gemeinschafts- 
recht, das Büanzrecht und das Mahnverfahren für die 
Verwendung des Euro geöffnet werden. Den Börsen 
soll ermöghcht werden, den Börsenpreis in Euro fest- 
zusetzen. Die börsengehandelten Emissionen des 
Bundes sollen bereits mit Beginn der dritten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion auf Euro umge- 
stellt werden; außerdem ist eine Regelung zur Um- 
stellung der Schuldverschreibung anderer Emitten- 
ten auf Euro vorgesehen. Zusätzhch enthält der Ent- 
wurf Regelungen zum Schutz der Euro-Münzen ge- 
gen künftige Verwechslungen mit Medaillen imd 
Marken und paßt Bestimmungen im Währungsgesetz 


und dem Versicherungsaufsichtsgesetz an das Wäh- 
rungsrecht der Europäischen Gemeinschaft an. 

Der Gesetzentwurf verursacht dem Haushalt des 
Bundes durch die im Gesetz vorgesehene Umstel- 
lung der Schuldtitel des Bundes nicht näher quantifi- 
zierbare Umstellungskosten. Diese Kosten haben 
auch die Länder und Gemeinden zu tragen, die von 
der ihnen eingeräumten Befugnis zur Umstellung 
von Schuldtiteln Gebrauch machen. Die Haushalte 
der Länder werden darüber hinaus durch die Maß- 
nahmen zur Öffnung des Mahnverfahrens für den 
Euro belastet. Die Belastungen durch die bei der 
Umstellung gesellschaftsrechtlicher Vereinbarungen 
notwendigen Registereintragungen werden voraus- 
sichtlich durch die Gebühren gedeckt. 

Der Haushaltsausschuß hielt den Gesetzentwurf mehr- 
heitlich mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen, 
bei Enthaltung der Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - wegen eines fehlen- 
den Kostentableaus des Gesetzentwurfes - und 
gegen die Stimm der Gruppe der PDS für mit der 
Haushaltstage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 
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Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Rechtsausschuß keine Änderun- 
gen mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkun- 
gen empfiehlt. 
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